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Der national-soziale Staat.
Oder: Die Armut ist

Auslanderin.

Etienne Balibar [l i



Sozialrechtliche Ausschliusse.

Das deutsche Sozialrecht ist durchzogen von
Ausschllssen, Sondervoraussetzungen,
Sanktionen und Leistungskurzungen, die nur fur
Auslander*innen und abhangig vom
Aufenthaltsstatus gelten.

Die Folge ist: die sozialrechtliche Produktion von
Armut auf einer Grundlage, die Im Kern in einem
(nutzlichkeits-)rassistischen und volkischen
Sozialstaatsverstandnis wurzelt.

Die Verweigerung Sozialer Rechte wird zunehmend
ZU einem Instrument der Migrationssteuerung



Sozialrechtliche Ausschliusse.

AsylbLG:

Grund
SGB-I

radika

eistungen liegen ca. 20 Prozent unter
-Niveau

Isiertes Sanktionsregime:

Leistungsklrzungen von 60 Prozent unter SGB-
lI-Niveau, durch ,Verhaltensanderung® z. T.
nicht zu beeinflussen

Gesundheitsversorgung: Notfallmedizin

Kein gesetzlicher Anspruch auf
Eingliederungshilfe, Rehabilitation, Pflege usw.
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Sozialrechtliche Ausschliusse.

SGB I/ XIl:

Vollstandige Ausschlisse von Grundsicherung
far wirtschaftlich nicht verwertbare
Unionsburger*innen sowie drittstaatsangehorige
Fachkrafte bel Arbeitssuche

Oft keine ordnungsrechtliche Unterbringung

Je nach Aufenthaltstitel: Kein Anspruch auf
Eingliederungshilfe, Hilfe bei bes. sozialen
Schwierigkeiten, Hilfe in anderen Lebenslagen

Verweigerung von Leistungen aufgrund von
Wohnsitzauflagen 8



Sozialrechtliche Ausschliusse.

Sonstige Leistungen:

Ausschllsse bzw. Sondervoraussetzungen bei
Kindergeld, Elterngeld, Unterhaltsvorschuss
Kinderzuschlag
BAB und BAfOG
Wohnberechtigungsschein
Krankenversicherung
Arbeltslosengeld |



Sozialrechtliche Ausschliusse.

Gefahrdung des Aufenthaltsrechts:

Der Anspruch
_ebensunterha
nestimmten Fa

Die Inanspruc

auf SGB Il / XII, AsylbLG,
t nach SGB VIl gefahrdet in
len das Aufenthaltsrecht

nnahme von Wohngeld gefahrdet

INn bestimmten Fallen das Aufenthaltsrecht

Privatisierung sozialstaatlicher Verantwortung
durch Verpflichtungserklarungen

Meldepflicht d

er Sozialbehdrden an die

Auslanderbehorden
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AsylbLG: Wer Ist
leistungsberechtigt?



Leistungsberechtigte nach AsylbLG (§ 1)

Leistungsberechtigt nach diesem Gesetz sind Auslander, die
sich tatsachlich im Bundesgebiet aufhalten und die

eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzen,

Uber einen Flughafen einreisen wollen und denen die
Einreise nicht oder noch nicht gestattet ist,

eine Aufenthaltserlaubnis besitzen

a) wegen des Krieges in ihrem Heimatland nach § 23
Absatz 1 oder § 24 des Aufenthaltsgesetzes,

b) nach § 25 Absatz 4 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder
c) nach § 25 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes, sofern die
Entscheidung tber die Aussetzung ihrer Abschiebung noch
nicht 18 Monate zurlckliegt,.
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Leistungsberechtigte nach AsylbLG (§ 1)

Leistungsberechtigt nach diesem Gesetz sind Auslander, die
sich tatsachlich im Bundesgebiet aufhalten und die

eine Duldung nach § 60a des Aufenthaltsgesetzes besitzen,

vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn eine
Abschiebungsandrohung noch nicht oder nicht mehr
vollziehbar ist,

Ehegatten, Lebenspartner oder minderjahrige Kinder der in
den Nummern 1 bis 5 genannten Personen sind, ohne dal3
sie selbst die dort genannten Voraussetzungen erflllen,
oder

einen Folgeantrag nach § 71 des Asylgesetzes oder einen
Zweitantrag nach § 71a des Asylgesetzes stellen.”
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Beispiel 1



Ein Beispiel

Die Mitarbeiterin eines Sozialamts schreibt:

,Dann haben Sie bei den Fiktionsbescheinigungen unter § 81 Abs. 3
Satz 2 AufenthG die sogenannte ,Duldungsfiktion®. Hier verneinen
Sie den Zugang zu SGB Il-Leistungen mit Verweis auf § 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 SGB Il. Dies ist leider nicht korrekt. Leistungsberechtigte
nach dem AsylbLG sind gemald § 1 Abs. 1 Nr. 4 Inhaber von
Duldungen nach § 60a AufenthG oder gemal3 § 1 Abs. 1 Nr. 5
vollzienbar ausreispflichtige Auslander. Aufgrund von § 58 Abs. 2 Nr.
2 AufenthG ist die Ausreispflicht des Auslanders bei Erteilung einer
Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 3 oder 4 AufenthG aber nicht
vollziehbar. Da der Auslander weder vollziehbar ausreisepflichtig ist,
noch eine Duldung nach § 60a AufenthG besitzt (er besitzt ja eine
Fiktionsbescheinigung) gehort er nicht zum leistungsberechtigten
Personenkreis des § 1 AsylbLG. Der Ausschluss nach § 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 SGB Il greift demzufolge nicht.”
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Beispiel 2



Ein Beispiel

Herr S und Frau H. sind nicht verheiratet, aber
anerkannte Fluchtlinge und erhalten Leistungen vom
Jobcenter. Sie bringen in Deutschland ein Kind zur
Welt, die ABH hat eine Fiktionsbescheinigung nach § 81
Abs. 3 Satz 1 AufenthG ausgestellt.

Welche Leistungen erhéalt das Kind?
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Ein Beispiel
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Fachliche Hinweise zu § 7 SGB II:

In Deutschland geborene Kinder von Asylberechtigten, GFK-
Fliachtlingen und subsidiar Schutzberechtigten erhalten entweder
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 33 des AufenthG oder nach §
25 Absatz 1 oder Absatz 2 AufenthG. Sie sind nicht nach § 1 Ab-
satz 1 des AsylbLG leistungsberechtigt, sondern nach dem SGB
ll. Da sie Anspruch auf einen Aufenthaltstitel nach § 33 AufenthG
haben, kdnnen sie bereits ab Geburt Leistungen nach dem SGB
Il erhalten, auch wenn die Aufenthaltserlaubnis ggf. erst mit zeitli-
cher Verzdgerung erteilt wird. Als Nachweis Uber die Existenz
und Identitat des Neugeborenen genigt in diesen Fallen ein
Nachweis Uber die Aufenthaltserlaubnis der Eltern (die den ge-
meinsamen Einrichtungen in der Regel bereits bekannt sein
dirfte) und die Vorlage der Geburtsurkunde fur das in Deutsch-
land geborene Kind oder - falls eine Geburtsurkunde mangels
geeigneter Nachweise zu Angaben Uber die Eltern des Kindes
noch nicht ausgestellt werden konnte - ein beglaubigter Auszug
aus dem Personenstandsregister (Personenstandsurkunde, der
nach § 54 des Personenstandsgesetzes dieselbe Beweiswirkung
zukommt wie einer Geburtsurkunde).



Wann endet die
Leistungsberechtigung?



Ende der Leistungsberechtigung (§ 1 Abs. 3)

Die Leistungsberechtigung endet mit der Ausreise oder mit Ablauf
des Monats, in dem

1. die Leistungsvoraussetzung entfallt oder

2. das Bundesamt fur Migration und Fltchtlinge den Auslander
als Asylberechtigten anerkannt oder ein Gericht das Bundesamt
zur Anerkennung verpflichtet hat, auch wenn die Entscheidung
noch nicht unanfechtbar ist.

Fur minderjahrige Kinder, die eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes besitzen und die mit ihren
Eltern in einer Haushaltsgemeinschaft leben, endet die
Leistungsberechtigung auch dann, wenn die
Leistungsberechtigung eines Elternteils, der eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes
besitzt, entfallen ist. 21



Beispiel 3



Herrn J. wird im BAMF-Bescheid subsidiarer Schutz
zuerkannt, die Fluchtlingseigenschaft jedoch abgelehnt. Er
klagt gegen die Ablehnung, das Klageverfahren lauft. Die
Auslanderbehorde erteilt den eAT noch nicht, da dies einige
Zeit dauert. Das Jobcenter bewilligt keine Leistungen, da
das Asylverfahren noch nicht abgeschlossen sei.



Aus den Fachlichen Hinweisen zu § 7 SGB II:

(10) Die Anerkennung von internationalem Schutz (Fllchtlingsaner- gespalte
kennung nach der GFK - kleines Asyl* - und Anerkennung von sub- denents:
sididgrem Schutz) kann Teil einer sog. Gespaltenen Beh&érdenent- (7.99)

scheidung sein. Dies ist dann gegeben, wenn Auslanderinnen und
Auslander Asyl im Sinne von Artikel 16a GG begehren und nur als
GFK-FllUchtling anerkannt werden oder nur subsidiaren Schutz er-
halten. Gleiches qilt, wenn Auslanderinnen und Auslander beantragt
haben, als GFK-Fluchtling anerkannt zu werden und nur subsidiaren
Schutz erhalten.

Der positive Teil der Behtrdenentscheidung (Anerkennung als GFK-
Fllchtling oder subsidiar Schutzberechtigte/Schutzberechtigter) wird
sofort, d. h. mit Bekanntgabe der Entscheidung durch das BAMF
unanfechtbar und damit bestandskraftig. Mit Ablauf des Monats der
Bekanntgabe entfallt die Leistungsberechtigung im AsylbLG. Be-
troffene sind dann - bei Vorliegen der weiteren Leistungsvorausset-
zungen - leistungsberechtigt im SGB . Ob die Betroffenen gericht-
lich gegen den ablehnenden Teil der Behdérdenentscheidung vorge-
hen, ist fur die Unanfechtbarkeit der Anerkennung bzw. Zuerken-
nung des Schutzstatus und den Wechsel ins SGB Il irrelevant.



Beispiel 4



Fur Frau J. wird im BAMF-Bescheid das Vorliegen eines
nationalen Abschiebungsverbots festgestellt, alles andere
jedoch abgelehnt. Sie klagt nicht gegen die Ablehnung von
Fllichtlingsschutz, sondern beantragt eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3. Welche Leistungen
kann sie erhalten, bis die Aufenthaltserlaubnis erteilt worden
Ist: AsylbLG oder SGB [1?



BA: Fachliche Hinweise zu § 7 SGB |l, Randnummer 7.59a)

(11) Nach § 25 Absatz 3 Satz 1 des AufenthG soll einer/einem Aus- Rechtskreiswechsel
lander/in eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn ein Ab- bei Abschiebungs-
schiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 AufenthG vorliegt. In verboten nach § 60
der Zeit zwischen einer ablehnenden Entscheidung des BAMF Uber Absatz 5 und 7 Auf-
die Anerkennung einer Asylberechtigung, der Fllchtlingseigenschaft enthG (7.59a)

und des subsidiaren Schutzes sowie gleichzeitiger Feststellung von
Abschiebungsverboten nach § 60 Absatz 5 oder 7 AufenthG einer-
seits und der Erteilung des Aufenthaltstitels nach § 25 Absatz 3 Auf-
enthG durch die Auslanderbehdrde andererseits gilt fir den Leis-
tungsbezug Folgendes:

Die Feststellung von Abschiebungsverboten nach § 60 Absatz 5 o-
der Absatz 7 AufenthG durch das BAMF flhrt noch nicht zum Weg-
fall der Leistungsberechtigung nach § 1 AsylbLG. Beantragt der
Auslander/die Auslanderin die Erteilung des Aufenthaltstitels nach



§ 25 Absatz 3 AufenthG, flhrt auch dies allein noch nicht zu einer
Leistungsberechtigung nach dem SGB Il. Flr die Frage des sog.
Rechtskreiswechsels von der Leistungsberechtigung nach dem
AsylbLG zur Leistungsberechtigung nach dem SGB Il ist auf die Be-
kanntgabe des Titels nach § 25 Absatz 3 AufenthG abzustellen, un-
abhangig davon, ob der Antrag auf Erteilung des Titels vor oder
nach der Bestandskraft der ablehnenden BAMF-Entscheidung zum
Schutzstatus gestellt wird. Erst wenn der Aufenthaltstitel nach § 25
Absatz 3 AufenthG erteilt wurde, sind die betroffenen Personen mit
Ablauf des entsprechenden Monats nicht mehr zum Leistungsbezug
iIm AsylbLG berechtigt (§ 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 AsylbLG), so
dass ab Beginn des nachfolgenden Monats der Leistungsaus-
schluss nach § 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 entfallt. Unter ,Ertei-
lung des Aufenthaltstitels nach § 25 Absatz 3 Satz 1 AufenthG" ist
dessen Bekanntgabe einschlieflich der damit verbundenen positi-
ven Entscheidung Gber eine entsprechende Aufenthaltserlaubnis
gegenuber der Auslanderin/dem Ausléander zu verstehen (§ 41 des
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Wissensdatenbank zu § 7 SGB II:

,Bel einem eAT handelt es sich um ein gesondertes Dokument im
Kreditkartenformat mit elektronischen Zusatzfunktionen (z. B. Online-
Funktion, wie beim Personalausweis). Dieser wird fur alle
Drittstaatsangehorigen als eigenes Dokument ausgestellt. Insoweit
gelten grundsatzlich keine Besonderheiten. Wird keine vorlaufige
Bescheinigung o. a. ausgestellt, kommt es fur die Bekanntgabe
daher auf die Aushandigung des eAT an. Bescheinigt die ABH dem
Auslander dagegen schon friher, dass sie seinem Antrag auf
Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 25 Absatz 3 AufenthG
entsprochen habe, ist dieser ab Beginn des Folgemonats
leistungsberechtigt nach dem SGB II.°

WDB-Beitrag Nr.: 070088




Beispiel 5



Beispiel 5

Ich hab hier einen Fall, den ich alleine nicht zu I6sen vermag.

Eine serbische Romni, die 2 S6hne und eine Tochter hat. Die
Tochter ist von einem anderen Mann als die Sohne und hat die
deutsche Staatsangehorigkeit. Der Vater der Tochter ist auch
deutsch und bezieht Leistungen nach dem SGB Il. Die Mutter hat
eine Duldung (die ABH pruft noch irgendwas) und erhalt AsylbLG.
Die Tochter erhéalt jedoch gar nichts bzw. noch nichts. Bald kommt
wohl der UV.

Die Soziale Sicherung sagt, dass der Vater die Tochter bel sich im
SGB II-Bezug anmelden muss, allerdings lebt die Kleine bei der
Mutter.

Welche Leistungen erhalt das Kind?
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Ablauf der
Leistungsberechtigung



Asylverfahren
(Aufenthaltsgestattung) Anerkennung

(Aufenthaltserlaubnis)

Erste 15 Monate Ab 16. Monat

Grundleistungen nach
§ 3AsylbLG

Eingliederungshilfe
§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege

§ 6 AsylbLG Nach zwei Jahren GKV:

SGB Xl

Gesundheitsleistungen
§ 4 und 6 AsylbLG

SGB VIII (Anspruch)



Asylverfahren Ablehnung
(Aufenthaltsgestattung) (Duldung)

Erste 15 Monate Ab 16. Monat

Grundleistungen nach
§ 3 AsylbLG

Eingliederungshilfe

§ 6 AsylbLG Leistungs-

einschrankungen
maglich

Hilfe zur Pflege (§ 1a AsylbLG)

§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen
§ 4 und 6 AsylbLG

SGB VIl (Anspruch)



1. AsylbLG In den
ersten 15 Monaten



Asylverfahren
(Gestattung, BUMA,
Ankunftsnachweis)

Erste 15 Monate

Grundleistungen nach
§ 3 AsylbLG

Eingliederungshilfe
§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege
§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen
§ 4 und 6 AsylbLG




Hohe der
Grundleistungen



Hohe der Grundleistungen (siehe hier)



http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Anlage_1_zum_RS_vom_16.03.2016-1.pdf

Anlage 2 zum RS des Ministerium flir Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen RP vom 16.03.2016
Ubersicht Grundleistung und persénlicher Bedarf AsylbLG ab 17.03.2016 (BGBIL I Nr. 12 v. 16.03.16

Leistungssatz 1 EVS 2008 20186
Betrag Anteil Betrag
Abteilung 1 (Nahrungsmittel, alkoholfreie Getranke) 128 46 €| 65,67%)] 143 B2 £
Abteilung 3 (Bekleidung und Schuhe) 30,40 € 15,94%] 3403 €
Abteilung 4 (Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung) 30,24 €| 1546%) 33,86 €
davon Strom: 28,12 € 28,12 €
Abteillung 6 (Gesundheitspflege) 6,51€ 333%) 729€
physisches Existenzminimum = notwendiger Bedarf 195,61 €| 100,00%) 219,00 €
Abtellung 7 (Verkehr) 22 T8 €| 18,88%) 2549€
Abteilung 8 (Nachrichtenibermittlung) 31,96 €| 2649%] 35,76€
Abtellung 9 (Freizeit, Unterhaltung, Kultur) 32,49 €| 2693%] 3636€
Abtellung 10 (Bildung) € 0,00% €
Abtellung 11 (Beherbergungs- und Gaststattendienstleistungen) 7,16€| 5,94% 8,01 €
Abteilung 12 (Andere Waren und Dienstleistungen 2625 €| 21,76%) 2938€
soziokulturelles Existenzminimum = notwendiger personlicher Bedarf 120,64 €| 100,00%] 135,00 €
Gesamt (notwendiger und personlicher Bedarf): 354,00 €
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Warum gibt es seit Marz
2016 eine Klrzung um
10 Euro?



Warum 10 Euro Leistungsklrzung zum 17.3.20167

Am 29. Januar 2016 meldete
tagesschau.de:

,Bundesfinanzminister Wolfgang Schauble
setzte die Forderung durch, dass
Fltchtlinge sich finanziell an den Kosten flr
Integrationskurse beteliligen. Daflr sollen
von den Asylbewerberleistungen, die
unterhalb des ALG-II-Niveaus liegen, zehn
Euro pro Monat abgezogen werden.”
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Warum 10 Euro Leistungsktrzung zum 17.3.20167

Femseh- und Videogerite, TV-Antennen;

Datenverarbeitungsgerite und Software;

langlebige Gebranchsgiter und Ausriistung fiir Kultur, Sport. Camping und Erholung:

Eeparaturen und Installation von langlebigen Gebrauchsgiitern und Ausristung fiir Kultur, Sport, Camping
und Erholung;

auBerschulischer Unterncht und Hobbviourse.

Die Herausnahme der genannten Positionen kniipft dabe1 1n allen Fillen an die mangelnde Aufenthaltsverfesti-
gung in den ersten 15 Monaten an. Die Emstufung als nicht bedarfsrelevant fullt auf der wertenden Einschitzung
des Gesetzgebers. dass die betreffenden Ausgaben nicht als existenznotwendiger Grundbedarf anzuerkennen sind,
solange die Bleibeperspektive der Leistungsberechtigten ungesichert und deshalb von emmem nur kurzfristigen
Aufenthalt auszugehen 1st. Erst mut emer langeren Verweaildaver im Inland, die mut emner entsprechenden | Integ-
rationstiefe™ bzw. emner Einbindung 1n die Gesellschaft emhergeht, sollen diese Ausgaben —wie be1 den Bezichem
von Letstungen nach dem Zweiten und Zwélften Buch Sozalgesetzbuch (SGB I und SGB XIT) — als bedarfsre-
levant anerkannt werden. Erst dann 1st davon auszugehen, dass die nut den Regelbedarfen verbundene Budget-
und Ansparfunktion thre volle Wirkung entfalten kann. Hiervon 1st frithestens nach Ablauf der . Wartefrist™ nach
§ 2 Absatz 1 AsylbLG und dem danut verbundenen Ubergang zu Leistungen nach dem SGB XII auszugehen.
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http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/asylpaket_II.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/asylpaket_II.pdf

Warum 10 Euro Leistungsktrzung zum 17.3.20167

Langlebige Gebrauchsgiiter und Ausriistung fir Enltur, Sport, Cam-
ping und Erholung

Gebiihren fiir Kurse wA.

Dhe Anschaffung der genanmten langlebigen Gebrauchsgiiter (u. a. Mu-
sikinstrumente, Motorboote, Pferde etc.) gehdrt mcht zum existenanot-
wendigen Grundbedarf, solange der Verbleib in Deutschland ungesi-
chert 15t. AnBerdem kamn auf die Moghchkert der Anslethe verwiesen
werden; entsprechende Leihgebiihren sind m Abteithmg 9 vorgesehen
(Regelbedarfsstufe 1 laufende Nummer 70, Bundestagsdmcksache

7/3404) und werden mcht herausgenommen.

Dhe Gebiihren fiir Kurse betreffen mn erster Lime Sprachkurse. Dieser
Bedarf kann durch Teilnahme an einem Integrationskurs des Bundes-
amtes nach §$43 des Aufenthaltsgesetzes gedeckt werden; dieses
Eursangebot steht anch bestmmten Gruppen von Leistomgsberechtiz-
ten kostenfrer offen, die iiber emne gute Bleibeperspektive verfiigen
(§ 44 Absatz 4 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes). Bei Personen ohne gute
Bleibeperspektive 15t von einem fehlenden oder nur genngen Integrati-
onsbedarf auszugehen so dass auch hier die Verbrauchsansgaben fiir
den Besuch von Sprachkursen m den ersten Anfenthaltsmonaten mcht
als netwendiger Gnmdbedarf anzuerkennen sind.
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http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/asylpaket_II.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/asylpaket_II.pdf

Was hatte das Bundesverfassungsgericht dazu nochmal gesagt?

,Lassen sich tatsachlich spezifische Minderbedarfe bei
einem nur kurzfristigen, nicht auf Dauer angelegten
Aufenthalt feststellen, und will der Gesetzgeber die
existenznotwendigen Leistungen flr eine Personengruppe
deshalb gesondert bestimmen, muss er sicherstellen, dass
die gesetzliche Umschreibung dieser Gruppe hinreichend
zuverlassig tatsachlich nur diejenigen erfasst, die sich
regelmaliig nur kurzfristig in Deutschland aufhalten.”

,Die einheitlich zu verstehende menschenwdirdige Existenz
muss daher ab Beginn des Aufenthalts in der
Bundesrepublik Deutschland realisiert werden.”

Bundesverfassungsgericht, 1 BvL 10/10 und 1 BvL 2/11,
18.7.2012 (Absatz Nr. 101 und Nr. 120) 44



https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/07/ls20120718_1bvl001010.html

Zusatzlich gem. § 3 AsylbLG zu erbringen:

Zusatzlich zum Regelbedarf:
- Unterkunft, Heizung, Warmwasser (!)

Hausrat (gesondert beantragen, eine
,2Ersatzbeschaffung” muss nicht aus dem Regelbedarf
angespart werden!). Dazu gehoren auch z. B.
Reinigungsmittel und geringwertige
Haushaltsgegenstande, da die Abteilung 5 nicht im
Regelsatz enthalten ist

Zusatzleistungen nach § 6 AsylbLG

Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets
entsprechend § 34 SGB XI|
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Die
Gesundheltsversorgung
(§ 4 AsylbLG



§ 4: Die Gesundheitsversorgung

(1) Zur Behandlung akuter Erkrankungen und
Schmerzzustande sind die erforderliche arztliche und
zahnarztliche Behandlung einschliel3lich der Versorgung mit
Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur
Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder
Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu gewéahren. Zur
Verhitung und Friherkennung von Krankheiten werden
Schutzimpfungen entsprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1
des ZwoOlften Buches Sozialgesetzbuch und die medizinisch
gebotenen Vorsorgeuntersuchungen erbracht. Eine
Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall
aus medizinischen Grinden unaufschiebbar ist.

(2) Werdenden Muttern und Waochnerinnen sind arztliche und
pflegerische Hilfe und Betreuung, Hebammenbhilfe, Arznel-,
Verband- und Heilmittel zu gewéhren. 47



Beispiel: Die Uniklinik diagnostiziert.

Diagnosen:
- Taubheit gem4R externer BERA Diagnostik

- Z. n. Horgerateversorgung mit High Power Geraten
- Ausbleiben der lautsprachlichen Entwickiung

Anamnese:

Der kieine Patient wurde uns in Begleitung der Mutter, einer Begleiterin sowie einem Betreuer fur
Asylsuchende vorgestelit. Die Familie stamme aus Syrien und befindet sich erst seit einiger Zeit in

_ Altenberge.@iPsei seit der Geburt mit Horgeréten versorgt. Die lautsprachliche Entwicklung sei
ausgeblieben. Die Kommunikation erfoigt primér aber Gesten und Gebirden. Anamnestisch bestiinde
keine Prédisposition zur Schwerhorigkeit.

Laut den Befunden aus der Hor- und Sprachklinik in Syrien seien die otoakustischen Emissionen nicht
nachweisbar gewesen. Bei der Hirnstammaudiometrie mittels Chirp-Stimulation habe habe man bis 100

dB kein BERA-spezifisches Potential nachweisen kénnen.

. olg-ivMpll CUCIC
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Die heutige Untersuchung zeigte eine Resthdrigkeit auf beiden Seiten gemaR der auswartigen
Diagnostik. Trotz der Horgeréte zeigtedfifediglich Einzelreaktionen im Tieftonbereich um 85 dB.
Mit der aktuellen Versorgung ist eine lautsprachliche Entwickiung nicht zu erwarten.
Daher empfahlen wir dringend die Durchfihrung der diagnostischen MaBnahmen fr eine Cochlea-
Implantation. Es erfolgte eine ausfahriiche Besprechung und Beratung aber die Hérrehabilitation mittels

Cochlea Implantation.

Zundchst baten wir die zustandige Kostenstelle (Sozialami ~ _ )umeine
KostenObemahmeerkiarung. Die hierfir erforderliche Anfrage wurde an das zustandige Sozialamt
zugeschickt.

Sobald die Kostenlibernahme bei uns eingeht werden wir im Rahmen eine stat. Aufenthaltes in der
hiesigen Kinderklinik folgende diagnostische MaRnahmen durchflihren: kinderneurologische
Mitbeurteilung einschiieflich EEG hinsichtlich der Eignung fur eine Cochlea Implantation. Bildgebenden
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Beispiel: Das Gesundheitsamt begutachtet.




Beispiel: Das Sozialamt bescheidet.

Leistungen bei Krankheit gem. § 4 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)
hier: Ihr Antrag auf Kosteniibernahme fiir eine Cochlea-Implantion fiir lhren
Sohn , geb. 12.08.2011

Sehr geehrte Frau ;

lhren Antrag vom 09.01.2015 auf Ubernahme der Kosten fir fir eine Cochlea-Implantion fir
lhren Sohn lehne ich ab.

Begariindung:

Sie gehdren zum Personenkreis des § 1 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) und erhalten
Leistungen nach § 3 AsylbLG.

Bei Bedarf wird lhnen Krankenhilfe gem. § 4 AsylbLG gewahrt. Eine Leistung nach § 4
AsylbLG soll aber nur dann gewahrt werden, wenn dies zu Linderung eines akuten
Schmerzzustandes oder zur Heilung einer akuten Erkrankung notwendig ist.

Lt. Stellungnahme des zustandigen Amtsarztes des Gesundheitsamtes des Kreises

vom 15.01.2015 ist die unerldssliche Notwendigkeit im Sinne des § 4 AsylbLG zum
gegenwartigen Zeitpunkt nicht mehr gegeben. Bei der Taubheit Ihnres Sohnes handelt es sich
weder um eine akute Erkrankung noch um einen Schmerzzustand.
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Beispiel: Der Widerspruch wird eingeleqgt.

Weiterhin mochte ich darauf hinweisen. dass der Gesetzgeber einen besonderen Schutz- und
Sorgeaufirag fiir Kinder vorgesehen hat. Nach §6 des AsylbLG sollten ,.Leistungen msbesondere
dann gewdhrt werden. wenn sie (...) zur Deckung besonderer Bediirfnisse von Kindern geboten
sind”. Hierunter fallt beispielsweise auch die Versorgung mit Horgeriten bei Kindern. sodass
hier durchaus auch Situation einzuordnen ist. auch wenn es sich bei der Cochlea-Implantation
um eine aufwendigere und zugegebenermalien sehr kostenintensive Versorgung mit einem
Horgerit handelt.

Zu beachten sind bei der Auslegung des eingeschriankten Leistungsumfangs nach §§ 4 und 6
AsylbLG die Regeln der drztlichen Ethik sowie die von Verfassung wegen gebotenen. auch fiir
Ausldnder geltenden Grundsitze der Menschenwiirde und des Rechts auf Leben und auf
Korperliche Unversehrtheit (Artikel 1 und 2 Grundgesetz).

Folglich wire die Hilfsmittelversorgung, soweit sie nicht bereits nach § 4 1im Rahmen der
Behandlung von Schmerzen bzw. akuter Krankheit erforderlich ist, nach § 6 zu leisten. (z.B.
Rollstiihle, Prothesen. Brillen, Hérgerite. etc). Mobilitdt, Sehen. Hérem, Sprechen sind
menschliche Grundbediirfnisse. Der Menschenwiirdegrundsatz gebietet es. diese Bediirfnisse.
im Rahmen des medizinisch mdéglichen und fiir Regelversicherte selbstverstdndliche. auch fiir
Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG sicherzustellen.
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§ 6: Die Auffangnorm



§ 6: Die Auffangnorm

B
(1) Sonstige Leistungen konnen insbesondere gewahrt

werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des
Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlasslich, zur
Deckung besonderer Bedurfnisse von Kindern geboten
oder zur Erfullung einer verwaltungsrechtlichen
Mitwirkungspflicht erforderlich sind.

Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen
besonderer Umstande als Geldleistung zu gewahren.
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§ 6: Die Auffangnorm

Sonstige Leistungen uber § 6 AsylbLG madglich, z. B.:

- Rehabilitationsleistungen,

-> Eingliederungsleistungen,

- Pflegesachleistungen

- Behandlung chronischer Erkrankungen (z. B. Psychotherapie)
- Dolmetscherkosten zu Therapiezwecken

—> Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt

- Frauenhausaufenthalt (hierzu gibt es eine gute
Arbeitshilfe)

- Mehrbedarfe bei Schwangerschaft, Alleinerziehenden usw.
(nicht pauschal)

- Passbeschaffungskosten

—> Kosten fur freiwillige Krankenversicherung (z. B. nach
versicherunasopflichtioer Beschaftiouna)


https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/sites/default/files/vortrag_frings_rechtsfragen_des_gewaltschutzes.pdf

§ 6: Die Auffangnorm

Anspruch auf Ubernahme der Behandlung im Rahmen
einer antiviralen Hepatitis C-Therapie flr einen
Geduldeten, der AsylbLG-Grundleistungen nach §§ 3,
4 und 6 AsylbLG empfangt.

Zwar ist die Erkrankung weder akut noch schmerzhatt,
doch ist § 6 AsylbLG, wonach Leistungen gewahrt
werden konnen, wenn sie zur Sicherung der
Gesundheit unerlasslich sind, verfassungskonform weit
auszulegen. Dies ist aufgrund der Menschenwurde und
des Sozialstaatsprinzips (Art. 1 1.V.m. Art. 20 GG)
geboten (...). 55


https://www.asyl.net/rsdb/m26415/

§ 6: Die Auffangnorm

Das verfassungsrechtlich gebotene Leistungsniveau
darf nicht hinter den Mindeststandards der fur
Asylsuchende geltenden Aufnahmerichtlinie
2013/33/EU zurtckbleiben.

Daher ist bis auf wenige Ausnahmen, insbesondere bel
Bagatellerkrankungen oder Kurzaufenthalten, ein
Leistungsniveau herzustellen, dass der Sozialhilfe nach
§§ 47ff SGB XlI bzw. der gesetzlichen
Krankenversicherung nach SGB V entspricht. Nur bel
gesetzlich geregelten Minderbedarfen kdnnen
geringere Leistungen gewahrt werden. Die
missbrauchliche Beeinflussung der Aufenthaltsdauer
fuhrt nicht zu Minderbedarfen. 56



§ 6: Die Auffangnorm

L 8 AY
16/17 B ER

Anspruch auf Eingliederungshilfe (ambulante
Fachleistungsstunden) fur eine Frau mit schwerer
psychischen Erkrankung

Nach diesen Mal3gaben ist die Antragstellerin aufgrund ihrer
schweren psychischen Erkrankung wahrend ihres
Asylverfahrens als Asylbewerberin mit besonderen
Bedurfnissen 1.S. des § 21 der Richtlinie 2013/33/EU
anzusehen (Personen mit psychischen Storungen). Nach den
obigen Ausfuhrungen zu der Erforderlichkeit der begehrten
ambulanten Betreuung hatten ihr diese Leistungen gemal} § 6
Abs. 1 Satz 1 2. Alt. AsylbLG als erforderliche medizinische
und sonstige Hilfe I.S. des Art. 19 Abs. 2 der Richtlinie
2013/13/EU erbracht werden mtiissen.”
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=198471&s0=ausl%E4nder&s1=ausgeschlossen&s2=&words=&sensitive

§ 6: Die Auffangnorm

=SG Hildesheim, Beschluss vom 30. August 2012; S 42
AY 140/12 ER

= Anspruch auf Forderung durch einen Integrationshelfer
nach § 6 AsylbLG fur ein Kind mit
Mehfachbehinderung.
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§ 6: Die Auffangnorm

,Die zur Deckung besonderer Bedurfnisse von Kindern

gebotenen sonstigen Leistungen 1.S.C
1 AsylbLG umfassen im Hinblick auf d

. § 6 Abs. 1 Satz
as gesetzliche

Gebot zur Forderung behinderter Kinc

er aus Art. 23

des Ubereinkommens tber die Rech-te des Kindes
vom 20. November 1989 (UN-Kinderrechtskonvention,
(...) auch Mal3nahmen, die der Eingliederungshilfe flr
behinderte Menschen 1.5.d. §§ 53 ff. SGB Xll i.V.m. der

aufgrund § 60 SGB XII ergangenen

Eingliederungshilfe-Verordnung (EinglHV) unterfallen,
namentlich Hilfen zur angemessenen Schulbildung

()"
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http://dejure.org/gesetze/SGB_XII/53.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_XII/60.html

Die zu beachtenden
Vorschriften



EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU)

- Die EU-Aufnahmerichtlinie gilt far
Asylantragstellende (also fuir Menschen
mit Ankunftsnachweis u.
Aufenthaltsgestattung).

- Sle hatte bis Juli 2015 umgesetzt werden
mussen.

- Sie muss bel der Auslegung des
nationalen Rechts beachtet werden.



http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF

EU-Aufnahmerichtlinie (

Art. 21.:

Die Mitgliedstaaten bertcksichtigen in dem
einzelstaatlichen Recht zur Umsetzung dieser Richtlinie
die spezielle Situation von schutzbedurftigen
Personen wie Minderjahrigen, unbegleiteten
Minderjahrigen, Behinderten, alteren Menschen,
Schwangeren, Alleinerziehenden mit minderjahrigen
Kindern, Opfern des Menschenhandels, Personen mit
schweren korperlichen Erkrankungen, Personen mit
psychischen Storungen und Personen, die Folter,
Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen
psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten
haben, wie z. B. Opfer der Verstummelung weiblicher
Genitalien.


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF

EU-Aufnahmerichtlinie ( )

Art. 22 Abs. 1:

Um Artikel 21 wirksam umzusetzen, beurteilen die
Mitgliedstaaten, ob der Antragsteller ein Antragsteller
mit besonderen Bedurfnissen bei der Aufnahme ist. Die
Mitgliedstaaten ermitteln ferner, welcher Art diese
Bedurfnisse sind. (...)

Die Mitgliedstaaten tragen daftr Sorge, dass die
Unterstutzung, die Personen mit besonderen
Bedurfnissen bel der Aufnahme nach dieser Richtlinie
gewahrt wird, ihren Bedurfnissen wahrend der
gesamten Dauer des Asylverfahrens Rechnung tragt
und ihre Situation in geeigneter Weise verfolgt wird.


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF

EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU)

e
=Art. 19 Abs. 2:

Die Mitgliedstaaten gewahren Antragstellern mit
besonderen Bedurfnissen bel der Aufnahme die
erforderliche medizinische oder sonstige Hilfe,
einschlieldlich erforderlichenfalls einer geeigneten
psychologischen Betreuung.



http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF

EU-Aufnahmerichtlinie ( )

Art. 17 Abs. 2:

Die Mitgliedstaaten sorgen daflr, dass die im Rahmen
der Aufnahme gewahrten materiellen Leistungen einem
angemessenen Lebensstandard entsprechen, der den
Lebensunterhalt sowie den Schutz der physischen

und psychischen Gesundheit von Antragstellern
gewahrleistet.

Die Mitgliedstaaten tragen daftr Sorge, dass dieser
Lebensstandard gewahrleistet ist, wenn es sich um
schutzbedurftige Personen im Sinne von Artikel 21 und
um in Haft befindliche Personen handelt.


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF

Ruckfuhrungsrichtlinie Richtlinie 2008/115/EG

- Die Ruckfuhrungsrichtlinie gilt ftr
willegal aufhaltige* Personen (also fur
Menschen mit Duldung).

- Sie hatte bis Dezember 2010 umgesetzt
werden mussen.

- Sie muss bel der Auslegung des
nationalen Rechts beachtet werden.



http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF

Ruckfuhrungsrichtlinie Richtlinie 2008/115/EG

e
=Art. 14 Abs. 1:

Die Mitgliedstaaten stellen (...) sicher, dass (...) die
folgenden Grundséatze in Bezug auf Drittstaatsange-
horige soweit wie moglich beachtet werden: (...)

=Berucksichtigung der spezifischen Bedurfnisse
schutzbedurftiger Personen.



http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF

Aulderdem:

-2 UN-Kinderrechtskonvention, z. B.
—->Vorrang des Kindeswohls (Art. 3)
—->Forderung behinderter Kinder (Art. 23)

=Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des
behinderten Kindes auf besondere Betreuung an und
treten dafur ein und stellen sicher, dass dem
behinderten Kind und den flr seine Betreuung
Verantwortlichen im Rahmen der verfliigbaren Mittel auf
Antrag die Unterstltzung zuteil wird, die dem Zustand
des Kindes sowie den Lebensumstanden der Eltern
oder anderer Personen, die das Kind betreuen,
angemessen Ist.


https://www.unicef.de/informieren/infothek/-/konvention-ueber-die-rechte-des-kindes/17528

Aulderdem:

e
-2 UN-Kinderrechtskonvention, z. B.

—->Recht auf Bildung; Schule,
Berufsausbildung (Art. 28)

—->Gesundheitsvorsorge (Art. 24)

=(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des
Kindes auf das erreichbare Hochstmald an Gesundheit
an sowie auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur
Behandlung von Krankheiten und zur
Wiederherstellung der Gesundheit. Die Vertragsstaaten
bemuhen sich sicherzustellen, dass keinem Kind das
Recht auf Zugang zu derartigen Gesundheitsdiensten

vorenthalten wird.


https://www.unicef.de/informieren/infothek/-/konvention-ueber-die-rechte-des-kindes/17528

§ 6 AsylbLG

Art. 3 Abs. 1 UN-Kinderrechtskonvention

,Bei allen Mal3nahmen, die Kinder betreffen, gleich viel
ob sie von offentlichen oder privaten Einrichtungen der
sozialen Fursorge, Gerichten, Verwaltungsbehorden
oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das
Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu
berucksichtigen ist.”
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Aulderdem:
e
sArt. 12 Abs. 1 des Internationalen Paktes
Uber wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte der Vereinten Nationen (UN-
Sozialpakt):

=,Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines
jeden auf das fur thn erreichbare Hochstmal’ an
korperlicher und geistiger Gesundheit an.”
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file:///C:/Users/Claudius-Lap/Desktop/Claudius GGUA/Eigene Dateien/artikel/asylblg-änderungen/Die Ver­tragsstaaten erken­nen das Recht eines jeden auf das für ihn erre­ich­bare Höch­st­maß an kör­per­licher und geistiger Gesund­heit an

Aulderdem:

e
>UN-Ubereinkommen iiber die Rechte

von Menschen mit Behinderungen


http://www.behindertenrechtskonvention.info/

§ 6 AsylbLG

Bel der Entscheidung Uber die Gewahrung von
Leistungen nach § 6 AsylbLG muss das
Ermessen sich an den Vorgaben der EU-
Aufnahmerichtlinie orientieren. Die spezielle
Situation schutzbedurftiger Personen muss
berucksichtigt werden (,erforderliche
medizinische und sonstige Leistungen®). Somit
mussen fur schutzbedurftige Personen (also
auch Menschen mit Behinderung) die
entsprechenden Leistungen im Umfang des
SGB erbracht werden.
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7. AsylbLG nach 15
Monaten



Asylverfahren
(Gestattung, BUMA, Ankunftsnachweis)

Erste 15 Monate Ab 16. Monat

Grundleistungen § 3
AsylbLG

Eingliederungshilfe
§ 6 AsylbLG

Hilfe zur Pflege
§ 6 AsylbLG

Gesundheitsleistungen
§ 4 und 6 AsylbLG

SGB VIl (Anspruch)



§ 2: Die
,<Analogleistungen®



§ 2. Die Analogleistungen

,7/Abweichend von den §§ 3 und 4 sowie 6 bis 7
Ist das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch auf
diejenigen Leistungsberechtigten entsprechend
anzuwenden, die sich seit 15 Monaten ohne
wesentliche Unterbrechung im Bundesgebiet
aufhalten und die Dauer des Aufenthalts nicht
rechtsmissbrauchlich selbst beeinflusst haben.”
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§ 2. Die Analogleistungen

Nach 15 Monaten Anspruch auf Leistungen wie In
der Sozialhilfe

formal leistungsberechtigt nach dem AsylbLG, aber es
werden nahezu samtliche Vorschriften der ,normalen”
Sozialhilfe des SGB Xll angewandt (z. B. hohere
Regelbedarfe, Krankenversicherungskarte ohne
Einschrankungen(!), hohere Einkommens- und
Vermogensfreibetrage, ausdriuckliche Anwendung der
Mehrbedarfe).

Eingliederungshilfe, Hilfe zur Uberwindung besonderer
sozialer Schwierigkeiten, Hilfe in anderen Lebenslagen
z. T. als Ermessen (§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII)
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§ 2: Die Analogleistungen

D
“Voraussetzungen:

=Aufenthalt im Bundesgebiet von 15 Monaten
ohne wesentliche Unterbrechung und

=Die Aufenthaltsdauer darf nicht
Jrechtsmissbrauchlich selbst beeinflusst” worden
sein.

“Eine ausfuhrliche Darstellung Rechtslage und
Rechtsprechung zu § 2 AsylbLG finden Sie In
einem Beitrag im ,Asylmagazin 10/2008".

79


http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM2008-10-09-Kellmann.pdf

§ 2: Die Analogleistungen

=Auch bel Weigerung, eine
,Freiwilligkeitserklarung” gegenuber der
Botschaft abzugeben, sind Leistungen nach § 2
AsylbLG zu erbringen.

"BSG, Urtell vom 30.10.2013, B 7 AY 7/12 R
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=169332

§ 2. Die Analogleistungen

Sozialgericht Kassel — Az.: S 11 AY 4/17 ER vom

11.09.2017

,JAnders, wie der Antragsgegner meint, erfullt der

Antragsteller die Voraussetzungen fur die Umstellung
seiner Leistungen von § 3 auf § 2 Abs. 1 AsylbLG. Durch

Zeitablauf nach Einreise in das Bundesgebiet im

Oktober

2014 hat er nunmehr Anspruch auf héhere Leistungen nach
dem SGB XIl. Gemal § 2 Abs. 1 AsylbLG wird das SGB XI|
auf die Leistungsberechtigten entsprechend angewandt

(sog. Analogleistung), die sich seit 15 Monaten o
wesentliche Unterbrechung im Bundesgebiet auf
die Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbrauc
beeinflusst haben.

nne
nalten und

nlich selbst
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§ 2. Die Analogleistungen

Der Antragsteller halt sich mittlerweile langer als 15 Monate
In der Bundesrepublik Deutschland auf, denn er ist bereits
Im Oktober 2014 nach Deutschland eingereist. Hieran
andert sich auch nichts durch die Inanspruchnahme des
Kirchenasyls vom 12.11.2015 bis 12.01.2016, das dem
Antragsteller von der Evangelischen Kirchengemeinde xxx
gewahrt wurde. Dazu folgt die erkennende Kammer den
entsprechenden Ausfuhrungen des SG Stade im Beschluss
vom 17.03.2016 (S 19 AY 1/16 ER, zitiert nach juris, Rd.-
Nr. 14 ff.). Das SG Stade verneint bei Wahrnehmung des
Kirchenasyls einen Rechtsmissbrauch im Sinne von § 2

AsylbLG.
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§ 2. Die Analogleistungen

Es verweist dabel auch nach Auffassung der
erkennenden Kammer zutreffend auf die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) im
Urteil vom 17.06.2008 (B 8/9 AY 1/07 R). Denn nach
dieser Entscheidung setzt ein beachtenswerter
Rechtsmissbrauch ein unredliches und von der
Rechtsordnung missbilligtes Verhalten voraus.
Derjenige, der an sich Anspruch auf hohere
sogenannte Analogleistungen nach dem SGB XIll auf
Grundlage von § 2 AsylbLG hat, soll diese dann nicht
beanspruchen konnen, wenn die in § 2 AsylbLG
vorgesehene Vergunstigung auf gesetzwidrige oder
sittenwidrige Weise erworben wird. 6




§ 2. Die Analogleistungen

So hat das BSG im Leitsatz der o. g. Entscheidung fur
die Annahme einer rechtsmissbrauchlichen
Beeinflussung der Aufenthaltsdauer gerade
angenommen, dass dem Leistungsberechtigten ein
gerade auf die Aufenthaltsverlangerung zielendes
vorsatzliches sozialwidriges Verhalten unter
Berucksichtigung des jewelligen Einzelfalls
vorgeworfen werden muss. Als nicht ausreichend
angesehen hat das BSG beispielsweise die
Inanspruchnahme einer auslanderrechtlichen Duldung,
wenn es dem Auslander gleichwohl mdglich und
zumutbar ware, freiwillig auszureisen (...).
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§ 2. Die Analogleistungen

Mit dem SG Stade nimmt auch das erkennende Gericht
an, dass ein Verhalten nur dann zum Ausschluss der
Analogleistungen fuhrt, wenn es unter jeweiliger
Berucksichtigung des Einzelfalls, der besonderen
Situation des Auslanders in Deutschland und der
besonderen Eigenheiten des AsylbLG unentschuldbar
Ist und deswegen von Sozialwidrigkeit gesprochen
werden muss (SG Stade, a. a. O., zitiert nach juris,
Rd.-Nr. 14). Wenn der Staat indessen selbst zeitwelise
darauf verzichtet, die Ausreisepflicht durchzusetzen,
wird gleichwohl kein rechtsmissbrauchliches Verhalten
des Auslanders angenommen (...).
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§ 2. Die Analogleistungen

Vorliegend hatte sich der Antragsteller am 12.11.2015 in
das ihm von der Evangelischen Kirchengemeinde xxx
angebotene Kirchenasyl begeben und dies dem
Auslanderamt sofort mitgetellt. Die Zentrale
Auslanderbehorde beim RP Kassel hatte in Abstimmung
mit dem BAMF die Uberstellung des Antragstellers nach
Italien auf dem Luftweg fur den 12.11.2015 geplant. Infolge
der Wahrnehmung des Kirchenasyls wurde die
Abschiebung storniert. Den Bescheid vom 15.09.2015 des
BAMEF Uber die Ablehnung des Asylantrags und
Abschiebung nach Italien hob das BAMF mit Bescheid vom
12.01.2016 auf. Dem Antragsteller wurde eine
Aufenthaltsgestattung zur Durchfihrung des Asylverfahrens
In Deutschland ertellt. 86



§ 2. Die Analogleistungen

Die Auslanderbenorde hat also im Falle des
Antragstellers dessen Kirchasyl tatsachlich
beachtet und damit mit Beginn des Kirchenasyls
den Aufenthalt des Antragstellers faktisch und
spater tatsachlich geduldet (Bescheid des BAMF
vom 12.01.2016). Wenn aber die zustandige
Auslanderbehorde tatsachlich das Institut des
Kirchenasyls respektiert und auch nicht mit
aufenthaltsbeendenden Mal3nahmen
einschreitet, kann in der Nutzung des
Kirchenasyls kein Rechtsmissbrauch gesehen
werden (...). o7



§ 2. Die Analogleistungen

Mit dem SG Stade ist davon auszugehen, dass die Nutzung
des von einer Kirchengemeinde angebotenen Kirchenasyls
auch nicht als sittenwidriges Verhalten bewertet werden
kann. Die Gewahrung von Kirchenasyl flr den von
Abschiebung bedrohten Antragsteller durch Pfarrer und
Gemeinde der Evangelischen Kirche in xxx entspricht den
christlich gepragten Werten der bundesrepublikanischen
Gesellschaft. Das Kirchasyl wird auch ohne Weiteres von
den zustandigen Behorden respektiert. Von einer von der
Gesellschaftsordnung missbilligten Flucht oder einem
Untertauchen kann in einem solchen Fall gerade keine
Rede sein.
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§ 2. Die Analogleistungen

Die"Gewahrung des Kirchenasyls durch die 'Evangelische
Kirche in xxx kann somit dem Antragsteller nicht als dessen
rechtsmissbrauchliches Verhalten zugeordnet werden.
Schliel3lich kann nicht unbertcksichtigt gelassen werden,
dass sich der Antragsteller nicht der Abschiebung nach
abgelehntem Asylantrag wegen fehlender Asylgrinde
entziehen wollte, sondern nur die Ruckfihrung nach Italien
verhindern wollte, die allein den von der Europaischen
Union beschlossenen verwaltungstechnischen
Abwicklungsmodalitaten geschuldet ist ohne das Vorliegen
der Asylgrinde zu bewerten. Gerade dieser Aspekt ist in
der Kommentierung von Hohm zum Kirchenasyl und bel
der Bewertung der Entscheidung des SG Stade nicht
ausreichend und in gebotener Weise, namlich im Rahmen
einer Einzelfallprifung, bertcksichtigt worden. %




Leistungsklrzungen
nach §§ 1a, 5, 5a, 5b, 11
AsyIbLG



 Es gibt nun ganze 16 (in Worten: 16!)
KlUrzungstatbestande in den §§ 14a, 5, 5a
und 11 AsylbLG als
Sanktionsmalinahmen.

« Hier gibt es dazu eine ausfuhrliche
Ubersicht.


http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/asylblg-Kuerzung.pdf

Urteil des Bundessozialgerichts zu § 1a AsylbLG alter

b

BSG, 12.05.2017 -B 7 AY 1/16 R

Das Bundessozialgericht hat im Mai 2017 die
_eistungsklrzung des § 1a Abs. 1 Nr. 2 AsylbLG (alter
—assung) fur unproblematisch erklart.

Die Argumente:

1. Die Leistungskurzung berlcksichtigt die Besonderheiten
des Einzelfalls ,das unabweisbar Gebotene®). Auch die
Leistungen des sozialen Existenzminimums mussen
erbracht werden, wenn dies der Einzelfall erfordert.

2. Durch eine Verhaltensanderung hat man es jederzeit in
der Hand, wieder in den Genuss ungekurzter Leistungen
ZU gelangen.



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=195085

Urteil des Bundessozialgerichts zu § 1a AsylbLG
alter Fassung

Diese Bedingungen sind seit Oktober 2015
bel keinem Kirzungstatbestand mehr erflllt:
Entweder ist die Klrzung nicht durch eine
Verhaltensanderung abwendbar, oder die
Klrzung lasst keine individuelle
Bedarfserbringung zu.

Die aktuell geltenden Klrzungstatbestande
sind daher nicht verfassungskonform und
einer verfassungskonformen Auslegung
auch nicht zuganglich.



Welche Leistungshohe gibt
es bel einer
Leistungsklrzung?



Leistungseinschrankung nach § 1a AsylbLG

->Bei § 1a Abs. 1 (,,um-zu-Regelung®):

Nur noch die ,unabweisbar gebotenen” Leistungen.
Einzelfallbezogen, auch Leistungen fur das soziale
Existenzminimum sind maoglich.

Die Leistungskurzung kann nicht durch eine
Verhaltensanderung korrigiert werden.



Leistungseinschrankung nach § 1a AsylbLG

->Bei allen anderen Leistungsklrzungen:

- Normalerweise nur Bedarfe fur Ernahrung, Unterkunft
Inkl. Heizung, Korper- und Gesundheitspflege

->Nur in Ausnahmefallen: Bedarfe fur Kleidung und
Gebrauchs- und Verbrauchsguter des Haushalts im
Rahmen des Ermessens und bel Vorliegen besonderer
Umstande.

- Die Gesundheitsversorgung ist auf die Leistungen
nach § 4 AsylbLG beschrankt.

- Alle anderen Leistungen sind gesetzlich
ausgeschlossen.




Leistungseinschrankung nach § 1a AsylbLG

*Nach den Positionen des
Regelbedarfsermittiungsgesetzes und dessen
—ortschreibung im AsylbLG bleiben folgende
_eistungen (fur einen alleinstehenden
_eistungsberechtigten):

= Ernahrung: 143,82
=Gesundheitspflege 7,29
=Kdorperpflege 25,02

“Gesamt;: 176,13


http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2010/0661-10.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Anlage_2_zum_RS_vom_16.03.2016.pdf

Leistungseinschrankung nach § 1a AsylbLG

- Vom Wortlaut her sind samtliche weiteren Leistungen
ausgeschlossen.

Z. B.: Leistungen des sozialen Existenzminimums mit
Ausnahme der Leistungen fur Korperpflege, die
Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets, die flr
die Sicherung des Lebensunterhalts oder der
Gesundheit ,unerlasslichen”, zur Deckung besonderer
Bedurfnisse von Kindern ,gebotenen” oder zur Erfullung
einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht
,erforderlichen” Leistungen gem. § 6 AsylbLG.



Grundsatzliche Einordnung.



Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts

BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012:

Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs.
1 GG garantiert ein Grundrecht auf Gewahrleistung eines
menschenwdrdigen Existenzminimums (vgl. BVerfGE 125, 175). Art. 1
Abs. 1 GG begrindet diesen Anspruch als Menschenrecht. Er umfasst
sowohl die physische Existenz des Menschen als auch die Sicherung der
Maoglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und ein
Mindestmal? an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen
Leben. Das Grundrecht steht deutschen und auslandischen
Staatsangehdrigen, die sich in der Bundesrepublik Deutschland
aufhalten, gleichermalien zu.

Migrationspolitische Erwagungen, die Leistungen an Asylbewerber und
Flichtlinge niedrig zu halten, um Anreize fur Wanderungsbewegungen durch
ein im internationalen Vergleich eventuell hohes Leistungsniveau zu
vermeiden, kdnnen von vornherein kein Absenken des Leistungsstandards
unter das physische und soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen. Die
In Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwirde ist migrationspolitisch

nicht zu relativieren.



Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts

BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012:

,7Auch eine kurze Aufenthaltsdauer oder Aufenthaltsperspektive in
Deutschland rechtfertigte es im Ubrigen nicht, den Anspruch auf
Gewahrleistung eines menschenwdrdigen Existenzminimums auf
die Sicherung der physischen Existenz zu beschranken. Art. 1 Abs.
1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG verlangt, dass das
Existenzminimum in jedem Fall und zu jeder Zeit sichergestellt sein
muss (...). Art. 1 Abs. 1 GG garantiert ein menschenwdrdiges
Existenzminimum, das durch im Sozialstaat des Art. 20 Abs. 1 GG
auszugestaltende Leistungen zu sichern ist, als einheitliches, das
physische und soziokulturelle Minimum umfassendes Grundrecht.
Auslandische Staatsangehorige verlieren den Geltungsanspruch
als soziale Individuen nicht dadurch, dass sie ihre Heimat
verlassen und sich in der Bundesrepublik Deutschland nicht auf
Dauer aufhalten (...)"



§ 1a, § 11 AsylbLG

L
> Darutber hinaus widersprechen samtliche
Leistungskirzungen dem Menschenrecht auf
Gewabhrleistung eines menschenwurdigen
Existenzminumums.

- SG Leipzig, Beschluss vom 02.12.2016 - S 5 AY 13/16 ER



http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/24562.pdf

§ 1a AsylbLG

-> Die Kurzungen nach § 1a AsylblG sind far
Kinder grundsatzlich nicht anwendbar, da
Familienangehorige nicht in Sippenhaftung
genommen werden durfen.

- Das ,,Fehlverhalten* der Eltern darf Kindern
nicht zugerechnet werden. (vgl.:

, Vergleich vom 28. Mai 2015)


http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2015&nr=13865

§ la

- Die Leistungsklrzungen sind in vielen Fallen
europarechtswidrig, da sie der EU-Aufnahmerichtlinie

widersprechen. Dies gilt Insbesondere fur ,,schutzbedurftige
Personen®

Gem. Art. 21 Aufnahme-RL sind dies ,Personen wie Minderjahrigen,
unbegleiteten Minderjahrigen, Behinderten, alteren Menschen,
Schwangeren, Alleinerziehenden mit minderjahrigen Kindern, Opfern
des Menschenhandels, Personen mit schweren korperlichen
Erkrankungen, Personen mit psychischen Stérungen und Personen,
die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen
psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, wie z.
B. Opfer der Verstummelung weiblicher Genitalien®.

Fur ausreisepflichtige Personen definiert die EU-
Ruckfuhrungsrichtlinie ( ) denselben
Personenkreis als schutzbedurftig.


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF

Gegen jede Sanktion / jede
Leistungskilrzung sollten daher
Widerspruch und Eilantrag beim
Sozialgericht eingelegt werden.

Die Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts, des
Bundessozialgerichts und z. T. der EU-
Aufnahmerichtlinie sind nicht
eingehalten!




§ 1a Abs. 2 AsylbLG
Kelne Ausrelse trotz

,feststehendem Termin und
Moglichkeit"*



e
Fur wen?

Vollziehbar Ausreisepflichtige ohne Duldung.



In welchem Fall?

FUr Personen, fur die ,fir die ein Ausreisetermin
und eine Ausreisemaoglichkeit feststehen, haben ab
dem auf den Ausreisetermin folgenden Tag keinen
Anspruch auf Leistungen nach den §§ 2, 3 und 6, es
sel denn, die Ausreise konnte aus Grunden, die sie
nicht zu vertreten haben, nicht durchgefihrt werden.’

Mit Ausreisetermin und Ausreisemoglichkeit kann
nicht der Ablauf der Ausreisefrist gemeint sein.

Was das heildt, ist unklar.

Minderjahrige Kinder durfen nicht sanktioniert
werden.

1



Leistungseinschrankung nach § 1a Abs. 3 AsylbLG

-
"|_SG Hessen, 23.08.2016 - L 4 AY 4/16 B ER; L 4 AY 5/15

B

=Der Ablauf der sich aus der
GrenzUberschreitungsbescheinigung ergebenden Frist am
28. April 2016 zur freiwilligen Ausreise reicht hierfur bereits
nach dem Wortlaut des Gesetzes ersichtlich nicht aus, da
sich hieraus jedenfalls kein Ausreisetermin ergibt sondern
ein Zeitraum - die in der Bescheinigung bezeichnete
Ausreisefrist.



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=187231

§ 1a Abs. 3 AsylbLG
selbstverschuldete
Abschiebungshindernisse



e
Fur wen?

Geduldete und vollzienhbar Ausreisepflichtige
ohne Duldung.



In welchem Fall?

Personen, bel denen

"aus von ithnen selbst zu vertretenden Grunden
aufenthaltsbeendende Malsnahmen nicht vollzogen
werden kdnnen®,

- Das ,Fehlverhalten® muss kausal fur die
Unmaoglichkeit der Abschiebung sein.

- Das ,Fehlverhalten® muss korrigierbar sein.




Leistungseinschrankung nach § 1a Abs. 3 AsylbLG

Hierzu hat das BSG am 30.10.2013 entschieden:

"Zwar war die Klagerin verpflichtet, die Bundesrepublik
Deutschland zu verlassen; gleichwohl beruhte dies nicht auf
Ihrem freien Willen. Aus verfassungsrechtlichen Grinden kann
Ihr deshalb nicht die fehlerhafte Erklarung abverlangt werden,
"freiwillig" nach Mali zuriickkehren zu wollen; auch nach § 49
Aufenthaltsgesetz ist dies nicht zulassig. Weder hat sie durch die
Weigerung zur Abgabe dieser Erklarung die Aufenthaltsdauer IS
des § 2 AsylbLG rechtsmissbrauchlich selbst beeinflusst, noch
hat sie dadurch nach § 1a AsylbLG aus von ihr zu vertretenden
Grinden den Vollzug aufenthaltsbeendender Mal3nahmen

verhindert."
Das Urtell finden Sie



http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2013&nr=13151

§ 1a Abs. 4 Satz 1 AsylbLG
Relocation



e
Fur wen?

Gestattete und vollzienbar Ausreisepflichtige
ohne Duldung.



In welchem Fall?

Fur Personen, fur die ,nach einer Verteilung
durch die Europaische Union ein anderer
Mitgliedstaat oder ein am Vertellmechanismus
teilnehmender Drittstaat(...) zustandig ist.”
Das ist nur Relocation, nicht aber Dublin!



§ 1a Abs. 4 Satz 2 AsylbLG

Schutzstatus 1n anderem EU-
Staat



e
Fur wen?

Gestattete und vollzienbar Ausreisepflichtige
ohne Duldung.



In welchem Fall?

FUr Personen, ,denen bereits von einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem
am Vertellmechanismus teilnehmenden Drittstaat
(...) Internationaler Schutz oder aus anderen
Grunden ein Aufenthaltsrecht gewahrt worden ist,
wenn (dieses) fortbestent.”



LSG Berlin-Brandenburg

Keine Leistungskiirzung bei anhangigem
/weitantragsverfahren von in Griechenland
anerkannten Fluchtlingen


http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/25436.pdf

SG Lineburg

Keine Leistungsklrzung bel Schutzberechtigung in einem anderen
Staat:

Die Voraussetzungen fur eine Leistungseinschrankung bei
auslandischer Anerkennung gem. § 1a Abs. 4 S. 2 AsylbLG liegen
nicht vor, wenn die unterbliebene Ausreise der Betroffenen nicht auf
Grunden beruht, die sie zu vertreten haben (so auch § 4 Abs. 2
AsylbLG).

Im Falle einer Familie mit Kleinkindern, die in Bulgarien
Internationalen Schutz erhalten hat, liegt aufgrund der dort drohenden
Gefahr einer unmenschlichen und erniedrigenden Behandlung (also
einer Verletzung von Art. 3 EMRK und Art. 4 GR-Charta) ein
Abschiebungs- und Ausreisehindernis nach § 60 Abs. 5 AufenthG vor.


http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/25496.pdf

LSG Bayern:

Keine Leistungsklrzung bel Schutzberechtigung in einem anderen
Staat, solange sie in Deutschland ein Asylverfahren durchlaufen. Nicht
die blofl3e Anwesenheit im Bundesgebiet darf sanktioniert werden,
sondern nur ein ,individuelles Fehlverhalten. Dies liegt wahren des

Asylverfahrens nicht vor.


https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=202554&s0=asylblg&s1=leistungsk%FCrzung&s2=&words=&sensitive=

§ 1a Abs. 5 AsylbLG
Mitwirkungspflichten im
Asylverfahren



Regierungsprisidium Kassel HE SS EN

L L LR

Beratung iiber Férdermaoglichkeiten bei freiwilliger Riickkehr ins Heimatland
Sehr geehrter Hen

die , Staatliche Riickkehrberatung® in Hessen wurde Anfang 2017 neu organisiert. Sie umfasst die Infor-
mation iiber die verschiedenen Férdermoglichkeiten bei einer freiwilligen Riickkehr ins Heimatland und
richtet sich an alle Auslinder ohne gesichertes Aufenthaltsrecht. Sie soll flichendeckend und friithzeitig
erfolgen und in jeder Phase des Aufenthalts fiir alle Ausldnder zugédnglich sein.

Da Sie derzeit nicht iiber ein gesichertes Aufenthaltsrecht verfiigen, mochten wir Sie in einem personli-
chen Gesprich iiber dic verschiedenen Férdermaglichkeiten informieren und bitten Sie,

Zusatz fur Inhaber einer Duldung: -
lhre Teilnahme an ciner Riickkchrberatung ist obligatorisch. Ihr personliches Erscheinen wird daher
hiermit gem. § 15 Absatz 2 Nr. 3 AsylG angeordnet. Sollten Sie dieser Aufforderung nicht nachkommen,

haben Sie gegebenentalls mit Leistungseinschrinkungen zu rechnen.

Mit freundlichen Griiien

-



§ 1a Abs. 5 Nr. 1 AsylbLG
Mitwirkungspflicht: Pass
aushandigen



e
Fur wen?

Gestattete, Folgeantragstellende und
Zweltantragstellende



In'welchem Fall?

Fur Personen, ,die ihrer Mitwirkungspflicht nach
§ 15 Absatz 2 Nummer 4 des Asylgesetzes nicht
nachkommen®, ,es sei denn, sie haben die
Verletzung der Mitwirkungspflichten (...) nicht zu
vertreten oder ihnen war die Einhaltung der
Mitwirkungspflichten (...) aus wichtigen Griinden
nicht moglich.”

Dies iIst die Pflicht, ,seinen Pass oder Passersatz
den mit der Ausfuhrung dieses Gesetzes betrauten
Behorden vorzulegen, auszuhandigen und zu
tiberlassen”



Aber:

Die Regelung ist europarechtswidrig, da Art.
20 Abs. 1 Aufnahme-RL eine abschliel3ende
Auflistung enthalt, bei welchem ,Fehlverhalten’
eine Leistungsklrzung fur Asylsuchende
zulassig ist. Die Nicht-Vorlage des Passes
zahlt nicht dazu.

1



§ 1a Abs. 5 Nr. 2 AsylbLG
Mitwirkungspflicht:
ldentitatspapiere
aushandigen



e
Fur wen?

Gestattete, Folgeantragstellende und
Zweltantragstellende



In'welchem Fall?

FUr Personen, ,ihre Mitwirkungspflicht nach § 15
Absatz 2 Nummer 5 des Asylgesetzes verletzen,
iIndem sie erforderliche Unterlagen zu ihrer
ldentitatsklarung, die in ihrem Besitz sind, nicht
vorlegen, aushandigen oder Uberlassen,” (...),es sei
denn, sie haben die Verletzung der
Mitwirkungspflichten (...) nicht zu vertreten oder
iIhnen war die Einhaltung der Mitwirkungspflichten
(...) aus wichtigen Grinden nicht méglich.”



Aber:

Art. 20 EU-Aufnahme-RL nennt als zulassigen
Grund flr eine Leistungsklrzung, wenn ein
Asylsuchende’r ,seinen Melde- und
Auskunftspflichten” nicht nachkommt. Die Pflicht
nach § 15 Abs. 2 Nr. 5 AsylG geht darlber weit
hinaus, so dass eine Leistungskurzung nach EU-
Aufnahmerichtlinie wohl nicht zulassig ist.



§ 1a Abs. 5 Nr. 3 AsylbLG
Mitwirkungspflicht:
Anhorungstermin

wahrnehmen



e
Fur wen?

Gestattete, Folgeantragstellende und
Zweltantragstellende



In‘welchem Fall?

Fur Personen, die ,,den gewahrten Termin zur
formlichen Antragstellung bei der zustandigen
Aul3enstelle des Bundesamtes fur Migration und
Flichtlinge oder dem Bundesamt fur Migration und
Flichtlinge nicht wahrgenommen haben” (...),es sei
denn, sie haben die (...) Nichtwahrnehmung des
Termins nicht zu vertreten oder ihnen war (...) die
Wahrnehmung des Termins aus wichtigen Grinden
nicht moglich.”



§ 1a Abs. 5 Nr. 4 AsylbLG
Mitwirkungspflicht: Angaben
Uber ldentitat und
Staatsangehaorigkeit



e
Fur wen?

Gestattete, Folgeantragstellende und
Zweltantragstellende



In‘welchem Fall?

Fur Personen, die ,die ,den Tatbestand nach § 30
Absatz 3 Nummer 2 zweite Alternative des
Asylgesetzes verwirklichen, indem sie Angaben uber
ihre Identitat oder Staatsangehorigkeit verweigern®
(...) ,es sei denn, sie haben die Verletzung der
Mitwirkungspflichten (...) nicht zu vertreten oder
iIhnen war die Einhaltung der Mitwirkungspflichten
(...) aus wichtigen Grinden nicht méglich.”



§ 1a Abs. 4 Satz 1 AsylbLG

Aber:

Art. 20 EU-Aufnahme-RL nennt als zulassigen
Grund flr eine Leistungsklrzung, wenn ein
Asylsuchende’r ,seinen Melde- und
Auskunftspflichten” nicht nachkommt. Die Pflicht
nach § 15 Abs. 2 Nr. 5 AsylG geht darlber weit
hinaus, so dass eine Leistungskurzung nach EU-
Aufnahmerichtlinie wohl nicht zulassig ist.



§ 5 Abs. 4 Satz 2 AsylbLG
Arbeitsgelegenheit ablehnen



e
Fur wen?

Alle Leistungsberechtigten



In‘welchem Fall?

Wenn ,Arbeitsfahige, nicht erwerbstatige
Leistungsberechtigte, die nicht mehr im
schulpflichtigen Alter sind,” die ,Wahrnehmung einer
zur Verfugung gestellten Arbeitsgelegenheit” ohne
wichtigen Grund ablehnen.



§ 1a Abs. 4 Satz 1 AsylbLG

Aber:

Fur Asylsuchende ist eine Klrzung
europarechtswidrig, da Art. 20 Abs. 1 Aufnahme-RL
eine abschlieldende Aufzahlung von
Klrzungstatbestanden beinhaltet. Die Ablehnung
einer Arbeitsgelegenheit zahlt nicht dazu.

-> Eine Klrzung ware nur dann formal zulassig,
wenn die Ablehnung ,unbegrundet” erfolgt und wenn
die Arbeitsgelegenheit zumutbar ist.




§ 5a Abs. 3 AsylbLG
Arbeitsgelegenheit FIM
ablehnen



e
Fur wen?

Gestattete, die nicht aus ,sicheren HKL"
kommen



In‘welchem Fall?

Leistungsberechtigte die sich entgegen einer
Verpflichtung durch die Arbeitsagentur und trotz
schriftlicher Belehrung Uber die Rechtsfolgen
weigern,
,eine flr sie zumutbare Flichtlingsintegrations-
mafl3inahme aufzunehmen oder fortzufihren oder die
deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern”,
es sel denn, dass

,die leistungsberechtigte Person einen wichtigen
Grund fur ihr Verhalten darlegt und nachweist".



§ 1a Abs. 4 Satz 1 AsylbLG

Aber:

Fur Asylsuchende ist eine Klrzung
europarechtswidrig, da Art. 20 Abs. 1 Aufnahme-RL
eine abschlieldende Aufzahlung von
Klrzungstatbestanden beinhaltet. Die Ablehnung
einer ,Fluchtlingsintegrationsmalinahme” zahlt nicht

dazu.



§ 1a Abs. 4 Satz 1 AsylbLG

“Eine ahnliche Leistungskurzung gibt es bel
Nichtteilnahme am Integrationskurs, zu der das
Sozialamt verpflichtet hat (§ 5b Abs. 2 AsylbLG).



Formales



Das Verwaltungsverfahren.

FUr Sozialleistungen der Sozialgesetzblicher
(z. B. SGB II, SGB VIll, SGB XIlI, auch
Wohngeld, BAfOG, Elterngeld) gelten das
SGB |, SGB X und das Sozialgerichtsgesetz
(SGG).



Das Verwaltungsverfahren.

Fur das AsylbLG (nicht Tell der
Sozialgesetzbucher!) gelten das
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG) und
das Sozialgerichtsgesetz (SGG), und nur
Telle des SGB X (§ 9 AsylbLG).

Man kann sich allerdings auch eine ,,analoge
Anwendung® des SGB X und | berufen.



Das Verwaltungsverfahren.

Laut BSG, Urt. v. 25.06.2015 - B 14 AS 17/14 R handelt es
sich beim AsylbLG um materielles Sozialrecht, ,da der
gemeinsame verfassungsrechtliche Kern aller dreil heutigen
Existenzsicherungssysteme das Grundrecht auf
Gewahrleistung eines menschenwdirdigen Existenzminimums
Ist. Dieser strukturellen Gleichwertigkeit der drei
Existenzsicherungssysteme steht nicht entgegen, dass das
AsylbLG kein besonderer Tell des Sozialgesetzbuchs ist, well
dies nichts an den gemeinsamen verfassungsrechtlichen
Grundlagen zu andern vermag und das AsylbLG zumindest
materielles Sozialrecht ist, fir das Teile des SGB | und des
SGB X anwendbar (vgl , ) und
zudem die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit zustandig
sind.”



https://www.jurion.de/gesetze/asylblg/7/?from=1:7400151,0
https://www.jurion.de/gesetze/asylblg/9/?from=1:7400151,0

Formales

Eine Leistungskirzung muss per Verwaltungsakt erlassen
werden (Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom
01. Méarz 2018 - )

Es besteht Anspruch auf einen begriindeten Bescheid (§ 33
SGB X bzw. § 37 VwV{G)

Vor Erlass eines Verwaltungsakts muss eine Anhorung
erfolgen (§ 24 SGB X bzw. § 28 VWV{G)

Eine Leistungskurzung fur die Vergangenheit ist unzulassig

Eine Leistungsklrzung ohne die vorgeschriebene Befristung
auf sechs Monate (§ 14 AsylbLG) ist rechtswidrig (LSG
Bayern, ).


http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L 18 AY 2/18 B ER
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L 18 AY 2/18 B ER

Formales

Gegen Leistungsklurzungen kann ein Widerspruch eingeleqgt
werden, der keine aufschiebende Wirkung hat (§ 11 Abs. 4
Nr. 2 AsylbLG).

Hierfur bestenht eine Frist von vier Wochen, wenn der
Bescheld eine gultige Rechtsbehelfsbelehrung hat.

Die Frist betragt ein Jahr, wenn keine gultige
Rechtsbehelfsbelehrung vorlieqgt.

Sollte die Frist bereits abgelaufen sein, kann ein
Uberprifungsantrag gem. § 44 SGB X gestellt werden.

Sollte der Widerspruch abgelehnt werden, kann eine Klage
beim Sozialgericht eingelegt werden, die ebenfalls keine
aufschiebende Wirkung hat.



Formales

Sollte die Frist bereits abgelaufen sein, kann ein
Uberprifungsantrag gem. § 44 SGB X gestellt werden.

Daher sollte zugleich ein Eilantrag (,Antrag auf Erlass einer

einstweiligen Anordnung”) gem. § 86b Abs. 2 SGG gestellt
werden.

Beim Sozialgericht fallen keine Gerichtskosten an.



